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Mehrere Angeklagte in Athen geben 
Mitwirkung an Bombenanschlägen zu

Professor Mangakis wirft Sicherheitspolizei Mißhandlungen vor

HJK. ATHEN, 30. März. In dem Hoch
verratsprozeß vor dem M ilitärgericht 
in Athen haben m ehrere der insgesamt 
34 Angeklagten, die der U ntergrundor
ganisation „Demokratische Verteidi
gung“ angehören, ihre M itwirkung an 
den Bombenanschlägen zugegeben, die 
zwischen 1968 und 1969 die griechischen 
Staatssicherheitsbehörden in Atem hiel
ten. Die Angeklagten, als deren F ührer 
der 69jährige G eneralleutnant a. D. 
Iordanides bezeichnet wurde, haben 
sich bisher auch zu den Zielen der Be
wegung bekannt, deren Anhängerzahl 
offenbar noch unaufgeklärt ist. Sie 
wollten, wie. der Strafrechtsprofessor 
Mangakis erklärte, durch ihren „Kampf“ 
eine Ablösung des M ilitärregim es in 
Griechenland durch demokratisch ge
w ählte Institutionen bewirken. Bei den 
Bombenanschlägen in A then · und den 
Randbezirken der H auptstadt w urden 
14 Personen verletzt und teilweise be
trächtliche Beschädigungen verursacht.

Die Angeklagten haben schon deshalb, 
soweit ihnen die Schuld nachgewiesen 
werden kann, m it hohen F reiheitsstra
fen zu rechnen. Die Todesstrafe droht 
als Höchstmaß daneben vor allem dann, 
wenn die Hauptangeklagten schuldig 
angesehen werden, eine grundsätzliche 
Veränderung der Staatsform , der kon

Verteidigung: Keine
Die Tatsache derartiger M ißhandlun

gen, die dem Gericht auch von dem m it- 
angeklagten Professor Karayorgas und 
dessen Assistenten Vassiliou bestätigt 
wurde, haben die zuständigen V erneh
m ungsbeam ten m it Entschiedenheit be
stritten. Das Gericht will diese Anschul
digungen aufklären und hat zu diesem 
Zweck Sachverständige zu Aussagen 
benannte.

Am Sonntag gab es vor Gericht — 
dpa zufolge — eine erregte Auseinan
dersetzung zwischen M angakis und dem 
Gerichtsmediziner Professor Kapsaskis. 
Kapsaskis sagte, er habe Mangakis in 
der Haft besucht und keine sichtbaren 
Spuren von M ißhandlungen an ihm 
festgestellt.

Die Angeklagten haben m it der Ver
urteilung nach einem Gesetz zu rech
nen, das vor 22 Jahren  zur Niederschla
gung des kommunistischen Aufstands 
in Griechenland erlassen wurde. Ihre 
Erklärung, die auch in Flugschriften 
verbreitet wurde, daß „das Schicksal des 
Königs von seiner Haltung gegenüber 
dem heutigen Regime abhängt“, ge
w innt dadurch besondere Bedeutung.

stitutionellen Monarchie also, durch 
ih re A ktionen erstreb t zu haben. Die 
Verteidigung zeigt sich deshalb beson
ders in  diesem P unk te um  Entlastung 
der Angeschuldigten bemüht. Das Mili
tärgericht, an  dessen Spitze ein Richter 
des Appellationsgerichtshofs in der Uni
form  eines O berstleutnants steht, ha t im 
bisherigen V erlauf des V erfahrens die 
üblichen Normen des S trafprozeßablaufs 
angew andt und dabei insgesam t etwa 60 
Zeugen zugelassen, in  der M ehrzahl von 
der Verteidigung benannt.

Im  V erlauf der Beweiserhebung am 
Wochenende h a t der Hochschulprofes
sor M angakis noch einm al die Anschul
digung wiederholt, daß ihm  E rk lärun 
gen und  Geständnisse bei den Vorver
hören von Beam ten der Sicherheitspoli
zei durch „Folterungen“ abgezwungen 
w urden. E r sei derartigen M ißhandlun
gen sogar durch den Chef des Sicher
heitsdienstes der G endarm erie Athen, 
Oberst Tzavaras, ausgesetzt gewesen. 
Im  einzelnen sagte Mangakis, daß er 
im  Verlauf derartiger „Folterungen“ 
geschlagen und  an  den H aaren gezogen 
sowie im  Sommer des V orjahres ge
zwungen w orden sei, bei Verhören 
stundenlang bis zur völligen Erschöp
fung zu stehen.

Republik angestrebt
Die Verteidigung h a t deshalb sofort 

festgestellt, daß „die O rganisation nicht 
die gekrönte Dem okratie durch eine 
Republik zu ersetzen beabsichtigte“. 
Diese Form ulierung habe n u r fü r  die 
Person des gegenwärtig im römischen 
Exil lebenden Königs gelten sollen.

Die Anklage w irft dem G eneralleut
nan t und dessen engsten M itarbeitern, 
un te r denen neben sechs Nam en auch 
Professor M angakis genannt wurde, 
auch die Zusam m enarbeit m it kom m u
nistischen O rganisationen und schließ
lich als politisches Ziel die Errichtung 
einer Regierung „mit einer A dm inistra
tion kommunistischen C harakters“ vor. 
Offenbar ha t die Verteidigung gerade 
deshalb zur Entlastung den früheren 
M inisterpräsidenten Kannelopoulos auf- 
geboten, der zum Zeitpunkt der A rm ee
revolte im A pril 1967 an der Spitze der 
Regierung Griechenlands stand. Mit ihm 
.werden voraussichtlich v ier w eitere Mi
n ister frühere r K abinette auszusagen 
haben. Diese Vernehm ungen dürften  den 
politischen H öhepunkt des Prozesses 
bringen.


